
„Warum die Linke verliert“

Die  französische  Monatszeitung  Le  Monde  Diplomatique
hat in ihrer Ausgabe für Januar 2022 einen interessanten
Schwerpunkt zur Krise der Linken mit  Beiträgen u.a. über
Italien, Spanien, Deutschland gebracht

Le Monde Diplomatique ist mit einer verkauften Auflage von etwas über
170.000 Exemplaren die größte Monatszeitung Frankreichs.

Die Zeitung erscheint auch in 22 anderen Sprachen in 32 Ausgaben, wo-
bei die jeweiligen Redaktionen unabhängig sind, d.h. die Artikel in den
verschiedenen Ländern sind nur teilweise identisch.

Mit ihrem Leitartikel Entwaffnet die Märkte im Dezember 1997 stieß 
die Zeitung die Gründung von Attac an. 

Die  deutsche Januar-Ausgabe hat  drei  Artikel  des  französischen
Schwerpunkts übernommen, darunter ein anregender Überblicksar-
tikel von Benoît Bréville und Serge Halimi (sieh unten).

Der Artikel zur deutschen Linkspartei in der französischen Ausgabe
von Peter Wahl wurde nicht in die deutsche Ausgabe übernommen, 
da er vorwiegend auf das Informationsbedürfnis des französischen 
Publikums zugeschnitten ist. Er enthält auch eine kurze Passage zu
Attac Deutschland.

Eine vom Autor autorisierte Übersetzung findet sich im Anschluss 
an den Text von Bréville/Halimi (s.u.).

https://www.monde-diplomatique.fr/2022/01/
https://www.monde-diplomatique.fr/2022/01/
https://www.monde-diplomatique.fr/2022/01/WAHL/64210
https://www.attac-netzwerk.de/fileadmin/user_upload/Kampagnen/Europa/Dokumente/Ignacio_Ramonet_-_Entwaffnet_die_Maerkte_-_1997.pdf
https://monde-diplomatique.de/zeitung
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Warum die Linke verliert

In Deutschland: Zwei Linien im gleichen Lager 
von Peter Wahl 

Unterhalb einer bestimmten Schwelle wird eine Wahlniederlage zu einem Schocker-
lebnis. Und so muss man wohl das Ergebnis von 4,9% bezeichnen, das die Partei Die
Linke bei den Bundestagswahlen im September letzten Jahres erzielte. Nur eine Son-
derregel rettete ihren Einzug in den Bundestag: eine Partei, die in mindestens drei
(von 299) Wahlkreisen die Mehrheit bekommt, kann auch dann eine Fraktion bilden,
wenn sie die Fünf-Prozent-Hürde nicht überspringt. Der Absturz bleibt dennoch spek-
takulär für eine Partei, die 2009 fast 12 % erreichte und sich 2017 immerhin bei 9,2
% halten konnte. Diesmal vereint sie nur noch 2,3 Millionen Stimmen auf sich, fast
die Hälfte der 4,3 Millionen von 2017. Und ihre Bundestagsfraktion zählt nur noch 39
gegenüber vorher 69 Sitzen - in einem Parlament mit insgesamt 736 Abgeordneten. 

Dieses Debakel eröffnet ein neues Kapitel in der an Niederlagen reichen Geschichte
der deutschen Linken in der Nachkriegszeit. 1956 wurde die Kommunistische Partei
in Westdeutschland verboten, und es sollte bis 1983 dauern, bis durch die Grünen -
damals mit einer zeitweilig explizit ökosozialistischen Führung - wieder linke Positio-
nen im Parlament vertreten waren. Nach der Wiedervereinigung 1990 gab es bei den
Grünen jedoch einen Kurswechsel. Sie beteiligten sich an der neoliberalen Regierung
Gerhard Schröders (1998-2005) und spielten beim deutschen Militäreinsatz 1999 ge-
gen Jugoslawien sogar eine führende Rolle. 

Die Renaissance der Linken entwickelte sich 2007 aus zwei unterschiedlichen Projek-
ten, die sich zu einer neuen Partei zusammenschlossen. Auf der einen Seite Gewerk-
schafter und ehemalige Sozialdemokraten, die von der neoliberalen Ausrichtung ihrer
Partei enttäuscht waren, auf der anderen Seite die  Partei des Demokratischen Sozialis-
mus (PDS), die Nachfolgerin der Regierungspartei der DDR. Dank ihrer Verankerung in
den östlichen Bundesländern hatte die PDS 2005 zum ersten Mal seit der Wiederver-
einigung die  Fünf-Prozent-Hürde übersprungen.1  Die  Linke  war erfolgreich,  weil  sie
eine Leerstelle im politischen Spektrum füllen konnte. 

Diese Phase scheint vorbei zu sein. Die Partei verliert eine Hochburg nach der ande-
ren. Nicht nur in den östlichen Regionen, wo sich ihr Ergebnis innerhalb von zehn Jah-
ren halbiert hat (von 20 % auf 9,8 %), sondern auch in symbolträchtigen Wahlkreisen
wie Marzahn-Hellersdorf im Osten Berlins, der im September von der CDU erobert
wurde, obwohl er 2001 noch zu 51 % für die postkommunistische Partei gestimmt
hatte. 

Warum verliert die Linke? Zunächst aus demografischen Gründen: Der harte Kern der
postkommunistischen Wählerschaft, der die Wiedervereinigung als Annexion erlebt
hat, altert und schrumpft. Eine Verjüngung gelingt nicht, da die Partei nicht mehr als
Interessensvertretung der Menschen im Osten gilt - eine Rolle, die es ihr früher er-
möglicht hatte, Protestwähler anzuziehen. An Gründen für Unzufriedenheit fehlt es
gleichwohl nicht: 30 Jahre nach dem Fall der Mauer teilt immer noch ein eiserner Vor-
hang Deutschland bei Lebensstandard, Löhnen und Renten. Da die Linke in Berlin,
Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen an der Regierung beteiligt ist, zieht jetzt
die rechtsextreme  Alternative für  Deutschland  (AfD)  die Proteststimmen im Osten auf
sich und verkörpert eine reaktionäre Opposition in den ehemaligen linken Hochbur-
gen des Ostens. 

Bei den Wahlen vom vergangenen September trat ein noch schwerwiegenderes Pro-
blem zutage. Wie lässt sich ihr Absturz in jenen Gruppen erklären, die traditionell den
Kern ihrer sozialen Basis ausmachen - Arbeiter, Arbeitslose, prekär Beschäftigte und
Niedriglöhner  –  und das,  obwohl  soziale  Sicherheit  das  dominierende Thema des
Wahlkampfs war, noch vor Wirtschaft, Arbeit, Umwelt und Klima.2 

Und wie ist zu verstehen, dass es die Verluste auch in metropolitanen und universi-
tären Zentren wie Bremen und Hamburg gab, wo 2017 viele junge Menschen die Par-



tei gewählt hatten? Jene, die darauf gesetzt hatten, dass diese akademischen Schich-
ten die neue Basis der Partei bilden würden, sahen ihre Hoffnungen enttäuscht, denn
die jungen Städter gaben ihre Stimmen lieber den Grünen oder gar den Liberalen. 

Von den weniger jungen Wählern ist fast ein Drittel der linken Stimmen zur SPD ab-
gewandert. Nach Jahren der Krise konnten die Sozialdemokraten die neoliberale Ära
Schröders3 vergessen machen und als Konkurrenz der Linken auf deren ureigenstem
Terrain auftrumpfen. So forderten sie zum Beispiel eine Erhöhung des Mindestlohns
auf 12 Euro (von derzeit 9,82 Euro). Die Wirkung lässt sich im Wahlverhalten der Ge-
werkschafter sehen: 2017 stimmten 11,8 Prozent für die Linkspartei, im September
waren es 6,6 Prozent - ein Ergebnis, mit dem die Partei noch hinter der AfD (12,2 Pro-
zent) und der FDP (9 Prozent) liegt. 

Jede politische Niederlage hat immer auch interne Ursachen. Die Linkspartei ist da
keine Ausnahme. Die neuen Ko-Vorsitzenden der Partei, Janine Wissler und Susanne
Hennig-Wellsow, traten ihr Amt nur wenige Monate vor der Wahl an; sie sind der brei-
ten  Öffentlichkeit  kaum  bekannt  und  konnten  aufgrund  pandemiebedingter  Ein-
schränkungen kaum Wahlkampf machen. Ende August sorgte ein spektakuläres Cha-
os bei der Abstimmung über die Beteiligung der Bundeswehr an der Evakuierungsak-
tion in  Kabul  für  Gesprächsstoff in  den Medien:  ein  Teil  der  linken Abgeordneten
stimmte dafür, ein anderer dagegen, während sich ein dritter enthielt. Und schließlich
hat es an der Basis auch nicht gerade Begeisterung hervorgerufen, als schon vor der
Wahl für den Fall einer linken Regierungsbeteiligung erhebliche Zugeständnisse ohne
jegliche innerparteiliche Diskussion angekündigt wurden. 

Die Lähmung der Linkspartei, wirkt sich auch auf andere linke Gruppierungen wie Attac
Deutschland aus. 

Diese Ereignisse sind jedoch nicht der Grund für die schlechten Ergebnisse seit 2019
bei Landtags- oder den europäischen Wahlen. Das grundlegende Problem liegt im
Richtungsstreit zwischen verschiedenen Strömungen in der Partei. Es war die soge-
nannte Flüchtlingskrise 2015, die die Spaltungslinien ans Licht brachte. Unter Beru-
fung auf das Parteiprogramm von 2011, das „offene Grenzen für alle" fordert, begrüßte
ein Großteil der Mitglieder die Öffnung der Grenzen und trat für ein dauerhaftes Auf-
enthaltsrecht für alle Flüchtlinge ein. Eine andere Strömung sieht die Forderung nach
offenen Grenzen für alle jedoch als unrealistisch an. Sahra Wagenknecht verkörpert
diese Position. Als ehemalige Ko-Vorsitzende der Bundestagsfraktion, charismatisch
und weit über die Partei hinaus prominent, treten sie und ihre Anhänger für eine auf
dem Völkerrecht basierende Flüchtlingspolitik, aber zugleich auch für politisch regu-
lierte Migration ein. 

Ähnliche Differenzen finden sich auch in der französischen, britischen und amerikani-
schen Linken, doch in Deutschland werden sie noch einmal durch die Ost-West-Spal-
tung überlagert. Die Migrationsdebatte eskalierte rasch: so wurde Wagenknecht in
Anspielung auf die Nazis aus ihrer eigenen Partei öffentlich als „nationale Sozialistin"
bezeichnet. 2018 brachte sie viele ihrer Genossen noch mehr gegen sich auf, als sie -
letztlich erfolglos -  die Bewegung  Aufstehen  ins Leben rief,  die als  Konkurrenz zur
Linkspartei angesehen wurde. Nach ihrem Rückzug aus der Fraktionsführung 2019
blieb sie auch als einfache Abgeordnete vor allem in den Medien sehr präsent. 

Das vergiftete Klima in der öffentlichen Debatte, das Deutschland nach 2015 erfass-
te, hat sich auch auf die Linkspartei übertragen. Notwendige Strategiediskussionen
werden von Polemik über Identitätspolitik und Cancel Culture verdrängt. In dem Maße
wie analytische Qualität und Offenheit der Diskussion verloren gehen, nehmen mora-
lisierende Verurteilung und persönliche Feindseligkeit zu. „Die zentrale  Botschaft,  die
vom letzten  Parteitag auszugehen schien,  war nicht  eine  bestimmte politische Positionierung
oder das Wahlprogramm der Linkspartei, sondern vielmehr die ‚Vielfalt‘ ihrer neuen Führung und
die Unangreifbarkeit  ihrer pro-LGBTQ (lesbisch, schwul,  bisexuell,  trans und queer),  feministi-
schen und antirassistischen Referenzen. Zweifellos sollte eine sozialistische Partei all das sein",
schrieb Loren Balhorn, Redakteur der Rosa-Luxemburg-Stiftung und Chef der deut-
schen Ausgabe der Zeitschrift Jacobin. „Allerdings", so fügte er hinzu, „ist es fraglich, ob



diese Art von Botschaft über die unmittelbaren Parteikreise der Linken hinaus Anklang findet und
der Bevölkerung einen Grund gibt, sie zu wählen."4 

Diese  Einschätzung vertieft  Wagenknecht  in  ihrem im April  2021 veröffentlichten
Buch  Die Selbstgerechten,

5 das schnell zum Bestseller wurde. Sie beklagt darin, dass
die Linke sich immer mehr einem hippen, akademischen und moralisierenden Le-
bensstil angleicht, und macht das Übergewicht identitärer Anerkennungspolitik gege-
nüber der sozialen Frage für die schwindende soziale Basis ihrer Partei verantwort-
lich. Im Unterschied zum Ansatz der Intersektionalität, der mit dem Begriff „Klassis -
mus" die soziale Frage auf eine Variante von Diskriminierung wie Sexismus oder Ras-
sismus reduziert, plädiert sie für den Primat der Klassenfrage, in der Feminismus, An-
tirassismus, Kampf gegen Homophobie usw. als Teil eines dialektischen Ganzen inte-
griert sind. 

Das Buch wurde einige Monate vor den Wahlen veröffentlicht und vertiefte die inter-
nen Konflikte so sehr, dass einige Mitglieder den Ausschluss der „Quertreiberin“ aus
der Partei forderten. Das blieb ohne Erfolg, aber solche Konflikte schreckten nicht nur
die Wähler ab, sondern schwächten auch die Partei, da sie die dringend notwendige
Entwicklung von Antworten auf die Klimakrise, die Digitalisierung und die Umbrüche
im internationalen System auf die lange Bank schieben. 

Anzumerken ist, dass sich die Lähmung der Linkspartei in ähnlicher Form auch in an-
deren linken Gruppierungen findet, wie Attac Deutschland. Die Vereinigung, die bis
zur Finanzkrise 2008 eine wichtige Rolle spielte, ist heute nur noch ein Schatten ihrer
selbst, nicht nur unfähig, Globalisierungskritik auf der Höhe der Zeit zu formulieren,
sondern auch ihre Zerrissenheit konstruktiv zu überwinden. 

Wird die Linkspartei noch einmal die Kurve kriegen? Drei Monate nach den Wahlen
geht der Kampf der Strömungen untereinander weiter. Der Parteivorstand, der von
der sog. „Bewegungslinken“ dominiert wird, steht der Bundestagsfraktion gegenüber,
in der eine Allianz aus „Realos" - oft aus dem Osten - und MDBs, die Wagenknecht
mehr oder weniger nahe stehen, die Mehrheit hat. 

Der nunmehr kleinsten Fraktion im Bundestag bietet sich jedoch auch eine Chance:
Sie verkörpert als einzige Partei linke Opposition gegen eine Regierungskoalition aus
SPD, Grünen und Liberalen. Diese Konstellation erinnert an die Schröder-Ära, die sei-
nerzeit den Aufstieg der Linkspartei begünstigt hatte. Die Präsenz der FDP in dieser
Koalition verschärft die Widersprüche innerhalb der Regierung und wird die Spielräu-
me für eine soziale Politik einschränken. Wie schon jetzt der Anstieg der Energieprei-
se zeigt, wird die soziale Dimension der ökologischen Transformation eine Schlüssel-
rolle spielen. Eine Chance für die Linkspartei? 
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